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Antrag zur Eigenständigkeit Münchens bei der Festlegung der Bewohnerparkgebühren für eine 

gerechte und nachhaltige Mobilitätswende

Die BV möge beschließen, die Stadt München aufzufordern, sich beim Freistaat Bayern nachdrücklich 

und auf Wunsch der Münchner Bürger*innen dafür einzusetzen, dass bayrische Kommunen und somit 

auch die Landeshauptstadt die Gebührenordnung für das Bewohnerparken selbst festlegen können.

Die Ungleichbehandlung zwischen Menschen, die sich für oder gegen ein eigenes Auto entscheiden bzw. 

sich kein eigenes Auto leisten können, ist in München besonders augenfällig. Wohnraum ist teuer, und 

dennoch wird der öffentliche Raum für das Parken von privaten Pkw zu Spottpreisen zur Verfügung 

gestellt. Dies steht in krassem Gegensatz zu den Kosten, die für ökologisch sinnvolle Mobilitätsformen, 
wie den ÖPNV, aufgewendet werden müssen. Es ist unerlässlich, dass die Stadt München die Möglichkeit 

erhält, ihre Einnahmen durch die Parkraumbewirtschaftung zu erhöhen, um Maßnahmen für eine 

gerechte und nachhaltige Mobilitätswende voranzutreiben und Fehlanreizen entgegenzuwirken.


